
Bericht des GB 2.BM zum Antrag „Ermöglichungsräume 2024“ der SPD-Stadtratsfraktion 

hier: Stellungnahme Ref. I/II 

 

I. Der Geschäftsbereich Kultur hat auf Antrag der SPD-Stadtratsfraktion zum Fortschritt und 

aktuellen Entwicklungen bei den Ermöglichungsräumen im Rahmen des Bau- und Kulturent-

wicklungsvorhaben in der Kongresshalle (KOH) berichtet. Hierzu nimmt Ref. I/II wie folgt 

Stellung:  

 

Zunächst ist festzustellen, dass durch die Umsetzung des Vorhabens in der von der 

Kulturverwaltung vorgelegten Form der städtische Haushalt dauerhaft in einem erheblichen 

Umfang belastet werden würde.  

 

Zum einen durch die hohen Investitionskosten, welche sich auf insgesamt 44 Mio. € belaufen, 

wobei sich abzüglich der in Aussicht stehenden Fördergelder eine verbleibende 

Gesamtbelastung für den städtischen Haushalt i.H.v. 22,25 Mio. € ergibt.  Zu beachten ist 

hierbei, dass sich aufgrund des nicht erfolgten BIC-Prozesses (siehe unten) die Präzision 

dieser Kostenschätzung nicht abschließend beurteilen lässt. 

 

Zum anderen werden durch den laufenden Betrieb nach Schätzung des Geschäftsbereichs 

Kultur Aufwendungen i.H.v. jährlich ca. 1,9 bis 2,5 Millionen Euro entstehen. Da in dieser 

Schätzung zu erwartende (Index-)Kostensteigerungen noch nicht enthalten sind, ist weiter 

davon auszugehen, dass die tatsächlichen jährlichen Betriebsaufwendungen zum Zeitpunkt 

der Inbetriebnahme deutlich höher liegen werden. Zudem wurden aus unserer Sicht 

relevante Kostenblöcke wie die entsprechenden Abschreibungen und die Verzinsung der im 

Zusammenhang mit der Baumaßnahme aufzunehmenden Darlehen noch gar nicht in der 

Berechnung berücksichtigt. 

 

Die Stadt steht insgesamt vor sehr großen finanziellen Herausforderungen. Tiefgreifende 

Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen sind unausweichlich, um die Chancen auf eine 

Haushaltsgenehmigung für 2026ff zu erhöhen. Im Volumen wird deutlich mehr als im letzten 

großen Sparpaket von 50 Mio. Euro jährlich bzw. strukturell einzusparen sein. Es besteht 

folglich keinerlei Möglichkeit, für eine neue Einrichtung dieser Größenordnung die im Raum 

stehenden Mittel zusätzlich in den Haushalt aufzunehmen, sofern nicht an anderer Stelle 

zusätzliche massive Einschnitte bzw. Einsparungen vollzogen werden. Ref. I/II rät deshalb 

dringend dazu, die Realisierung des Projekts und dessen Umfang zum jetzigen Zeitpunkt 

politisch grundsätzlich in Frage zu stellen. 

 

Im Übrigen erachtet die Finanzverwaltung eine mögliche Beschlussfassung eines Projekt 

Freezes als nicht sachgemäß. Der Projekt Freeze bescheinigt üblicherweise die sog. MIP-

Reife und bestätigt, dass die Planung nach den grundsätzlichen BIC-Prozessen erfolgte. 

Weder die Kulturentwicklungsmaßnahme noch der Ergänzungsbau an der Kongresshalle 

wurden durch die BIC-Geschäftsstelle innerhalb des BIC-Verfahrens begleitet.  

  



Da zu keiner Leistungsphase ein baufachliches Gutachten mit Kostengrundlage vorgelegt 

wurde und auch keine Statusberichte zu dem Vorhaben abgegeben werden, sind zeitliche 

und finanzielle Risiken durch die BIC-Geschäftsstelle nicht beurteilbar und es ist aus Sicht 

der Finanzverwaltung auf einen Projekt Freeze zu verzichten. 

 

II. 2.BM m.d.B. um Beilage zur Berichtsvorlage in der Sitzung 
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